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Wenn Santa nicht in Form war
Kann man einen geschenkten Gaul einfach umtauschen?

Welche Rechte man bei Onlinekäufen hat und warum die Verkäufer mitspielen müssen.
PETER HARLANDER

Alle Jahre wieder – die Weih-
nachtszeit ist da. Am stim-
mungsvollen Christkindl-
markt Punsch genießen,
alle Kekssorten einmal
durchprobieren und mit
den Liebsten feiern.

Es gibt eigentlich fast
nichts Schöneres.
Für fast jeden gehören

auch Geschenke dazu. Schenken und be-
schenkt werden – da stellt sich die Vorfreu-
de bei vielen bereits Wochen vorher ein.
Doch was tun, wenn man von Oma statt
des sehnlichst gewünschten Handys am
Weihnachtsabend plötzlich ein Buch ge-
schenkt bekommt? Der erste Roman eines
aufstrebenden Talents aus Russland? Wow,
interessant – gequältes Lächeln, gespielte
Freude.

Insgeheim stellt man sich die Frage aller
Fragen – wie werde ich dieses Buch wieder
los? Kann ich es umtauschen? Was sind die
Voraussetzungen?

Wenn ein Kaufvertrag abgeschlossen
wurde, kann man von diesem nicht einfach

wieder zurücktreten. Es besteht also kein
generelles Recht, eine gekaufte Ware im Ge-
schäft immer zurückzugeben bzw. umzu-
tauschen.

Das bedeutet natürlich nicht, dass ein
Umtausch nie möglich ist. Wer von uns hat
tatsächlich noch nie etwas im Geschäft zu-
rückgegeben oder umtauschen lassen?

Grundsätzlich hat der Händler die Mög-
lichkeit, dem Kunden eine Umtauschmög-
lichkeit schon beim Kauf einzuräumen. Das
passiert in der Regel durch schriftliche Be-
stätigung auf der Rechnung.

Natürlich kann der Händler die Ware
auch „einfach“ zurücknehmen bzw. umtau-
schen. Diese Kulanz des Händlers muss
nicht vereinbart werden. Sie ist für den
Händler aber auch nicht verpflichtend.
Umtausch ohne Rechnung? Fehlanzeige.

Ohne Rechnung braucht man an einen
Umtausch des Geschenks nicht einmal zu
denken. Der Händler will schließlich einen
Nachweis, dass das Geschenk auch
in seinem Geschäft gekauft wor-
den ist.

Auch ist in aller Regel nur

ein Umtausch „Ware“ gegen „Ware“ mög-
lich. Rückgabe gegen Geld kann – sofern
vom Händler nicht ausdrücklich zugesi-
chert – nicht verlangt werden. Das Buch des
aufstrebenden Autors aus Russland könnte
daher zum Beispiel nur gegen den Roman
„Fifty Shades of Grey“ getauscht werden.

Aber ein großer Vorteil ist: Umtauschen
im Geschäft kann jeder – auch der Be-
schenkte. Man ist hier also nicht auf die
Oma angewiesen. Hat sie das Buch online
gekauft, hat man vielleicht noch eine Chan-
ce auf unkomplizierte Rückgabe. Auch ge-
gen Geld.

Bei Onlinekäufen gilt nämlich, dass der
Käufer ein 14-tägiges Rücktrittsrecht hat.
Erklärt man innerhalb dieser Frist den
Rücktritt, braucht es keinen Grund. Die Wa-
re muss nur an den Händler zurückge-
schickt werden, der Händler wiederum
muss den gezahlten Kaufpreis retournieren.

Gerade in der Weihnachtszeit zeigen viele
Händler Verständnis und verlängern

diese 14-tägige Frist freiwillig – oft
besteht die Möglichkeit, online

gekaufte Ware bis Mitte oder so-

gar Ende Jänner gegen Geld zurückzugeben.
Natürlich müsste man sich da mit Oma zu-
sammensetzen, schließlich hat sie das Buch
ja über ihren Amazon-Account gekauft.

Andererseits denkt man sich – Geschenk
umtauschen? Das kann ich Oma doch nicht
antun. Ich versuche es einmal mit dem auf-
strebenden Autor aus Russland. Kaum
schlägt man das Buch auf, fallen einem
sämtliche Seiten entgegen. Der Einband ist
gerissen. So kann man das Buch auch beim
besten Willen nicht lesen.

Grundsätzlich gilt, dass für Mängel, die
bereits bei Übergabe der Ware vorhanden
waren, dem Käufer ein Gewährleistungsan-
spruch zusteht. Dieser umfasst vorrangig
die Reparatur, aber auch den Austausch der
Ware.

Den Gewährleistungsanspruch hat also
die Oma. Sie ist schließlich Käuferin des Bu-
ches. Ein gemeinsamer Gang ins Geschäft
sollte dem Abhilfe verschaffen können. Und
endlich kann man sich dann dem aufstre-
benden Autor aus Russland widmen.
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Erneute Novelle für Zweitwohnsitze?
Unterschiedliche Regeln in den Bundesländern.

Datenschutzrechtlich gibt es schon bei der aktuellen Gesetzeslage schwere Bedenken.
GEORG EISENBERGER, JULIA HOLZMANN

Das Bauprojekt am Pass Thurn bei Mitter-
sill hat die lokale Bevölkerung und letzt-
lich auch die Politik in Aufruhr versetzt.
Das Thema Zweitwohnsitz ist in Salzburg
damit einmal mehr hochgekocht. Eine
zweite Novelle des Raumordnungsgeset-
zes soll die Situation beruhigen und Um-
gehungskonstruktionen verhindern, wie
sie derzeit bei Aparthotels, Chaletdörfern
oder Lodges vermutet werden. Doch ist
das überhaupt notwendig?

Was ist überhaupt ein Zweitwohnsitz?
Die Thematik ist vielschichtig und in je-
dem Bundesland anders geregelt. Grund-
sätzlich ist der Hauptwohnsitz einer Per-
son dort, wo sich ihr Lebensmittelpunkt
befindet. Ein Zweitwohnsitz dient aus-
schließlich oder überwiegend dem vor-
übergehenden Wohnbedarf zum Zwecke
der Erholung oder Freizeitgestaltung.

Aus Sicht der Raumordnung sind Zweit-
wohnsitze eine Herausforderung: Sie ent-

stehen in attraktiven, oftmals weitgehend
unbebauten Lagen. Sie führen zu hohen
Kosten der Gemeinden bei Kanal, Wasser
und Abfall. Und sie verknappen Bauland-
reserven für Einheimische und lassen
Baulandpreise dramatisch steigen.

Genau aus diesem Grund ist mit 1. Jän-
ner 2019 das Salzburger Raumordnungs-
gesetz schon einmal geändert worden. Ein
Zweitwohnsitz liegt nicht vor, wenn die
Immobilie tage- oder wochenweise für die
touristische Beherbergung an Gäste ver-
mietet wird. Und genau hier entstehen die
Probleme mit Aparthotels, Chaletdörfern
und Lodges. Das gängige Modell ist, dass
Wohnungen oder Chalets in solchen Pro-
jekten an Dritte als Investment verkauft
und von diesen (oft über einen Tour Ope-
rator) touristisch vermietet werden. Die
Einnahmen teilen sich Eigentümer, Tour
Operator und meist auch der Betreiber.
Solche Einheiten sind nach der geltenden

Rechtslage keine Zweitwohnsitze. Die Ab-
grenzung wird aber dann schwierig, wenn
der Eigentümer nicht nur vermietet, son-
dern die Wohnung auch selbst für Frei-
zeitzwecke nutzt.

Eine unzulässige Nutzung als Zweit-
wohnsitz hat schon jetzt schwerwiegende
Folgen bis hin zu einer ins Grundrecht
auf Eigentum eingreifenden Zwangsver-
steigerung. Die Überwachungs-, Kontroll-
und Ermittlungsmöglichkeiten der Ge-
meinden sind mit Blick aufs Grundrecht,
auf Datenschutz und auf das durch Art. 8
EMRK geschützte Recht auf Achtung des
Privat- und Familienlebens verfassungs-
rechtlich grenzwertig. Hier wird der Ge-
setzgeber wohl nachschärfen müssen.

Hat eine Gemeinde Anhaltspunkte
einer unzulässigen Zweitwohnsitznut-
zung, kann sie ein Verwaltungsstrafver-
fahren anregen. Sollten Verwaltungsstra-
fen nicht ausreichen, kann die Gemeinde

den Eigentümer auffordern, die unzuläs-
sige Verwendung binnen Jahresfrist zu be-
enden. Wenn all das nicht erfolgreich ist,
kann das Land eine Enteignung durch
Zwangsversteigerung betreiben.

Was will man da noch weiter verschär-
fen, sieht man einmal von der uns sinn-
voll erscheinenden geplanten Zweitwohn-
sitz- und Leerstandsabgabe ab, die zu
mehr Kostenwahrheit führen würde? Soll-
te man nicht zuerst einmal die vom Ge-
setzgeber zur Verfügung gestellten Maß-
nahmen nutzen und dann prüfen, ob die
umfassenden gesetzlichen Ermächtigun-
gen ausreichen, um weitere Fehlentwick-
lungen im Zweitwohnsitzbereich durch
Umgehungsmodelle zu verhindern?
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